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Vorwort 
 

Der vorliegende Band umfasst zwei Texte zur Religionspolitik im Kanton 
Zürich: 

Zum einen das Dokument «Staat und Religion im Kanton Zürich», im 
Untertitel als «Orientierung» gekennzeichnet und im Dezember 2017 vom 
Regierungsrat des Kantons Zürich veröffentlicht. Dieses religionsrechtli-
che und religionspolitische Positionspapier umfasst sieben Leitsätze nebst 
entsprechenden Erläuterungen. Der siebte Leitsatz besagt: «Zum Umgang 
mit verfassungsrechtlich nicht anerkannten Religionsgemeinschaften 
braucht es klare Handlungsgrundlagen.» 

Zum anderen enthält der Band eine Studie über die verfassungsrechtlich 
nicht anerkannten Religionsgemeinschaften. Als direkte Folge des erwähn-
ten Leitsatzes gab die Direktion der Justiz und des Innern des Kantons Zü-
rich einem Forschungsteam der Universitäten Luzern und Freiburg 2018 
den Auftrag zu dieser Studie. Sie nimmt den grösseren Teil dieses Beihef-
tes zum Jahrbuch ein. Das Team schloss die Studie im September 2019 ab, 
und im November 2019 stellte Regierungsrätin Jacqueline Fehr zusammen 
mit dem Team die Studie den Medien vor. Wichtig ist dabei festzuhalten, 
dass die Studie der internen Wissensbeschaffung der Direktion der Justiz 
und des Innern gedient hat. Sie stellt die unabhängig gewonnene Position 
des Forschungsteams dar, nicht diejenige der Zürcher Regierung. 

Die «Orientierung» der Zürcher Regierung wie auch die Studie sind  
online nach wie vor frei in der ursprünglichen Version zugänglich.1 Die 
«Orientierung» wurde für die vorliegende Publikation textlich unverändert 
übernommen. Am Text der Studie über die verfassungsrechtlich nicht an-
erkannten Religionsgemeinschaften wurde einzig an einer Passage auf 
Seite 11 der Internetversion (S. 38, erster Absatz im vorliegenden Band) 

 
1 Die «Orientierung» findet sich unter der URL https://www.zh.ch/content/dam/ 

zhweb/bilder-dokumente/themen/sport-kultur/religion/StaatundReligion.pdf, die 
Studie mit dem ursprünglichen Titel «Regelung des Verhältnisses zu nicht-aner-
kannten Religionsgemeinschaften: Untersuchung im Auftrag der Direktion der 
Justiz und des Innern des Kantons Zürich» unter https://zenodo.org/record/ 
3547585 (19. September 2020). 

https://www.zh.ch/content/dam/zhweb/bilder-dokumente/themen/sport-kultur/religion/StaatundReligion.pdf
https://www.zh.ch/content/dam/zhweb/bilder-dokumente/themen/sport-kultur/religion/StaatundReligion.pdf
https://zenodo.org/record/
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eine sachliche Ungenauigkeit berichtigt. Die Internetadressen im Literatur-
verzeichnis wurden alle überprüft und, wo sinnvoll, durch aktuellere, kür-
zere und stabilere Links ersetzt. Die Paginierung hat sich bei beiden Doku-
menten layoutbedingt verschoben. 

Das Forschungsteam dankt den Herausgebern des Schweizerischen Jahr-
buchs für Kirchenrecht für die Initiative, die beiden Dokumente im vorlie-
genden Beiheft zu publizieren und damit gezielt einer fachlich interessier-
ten Leserschaft zugänglich zu machen. Es bedankt sich ebenso bei der  
Direktion der Justiz und des Innern des Kantons Zürich, allen voran bei 
Regierungsrätin Jacqueline Fehr sowie beim Religionsdelegierten, PD 
Dr. Lorenz Engi. Die Zusammenarbeit mit allen Genannten war stets an-
genehm, vertrauensvoll und zugleich professionell. 

Wir freuen uns, wenn diese Publikation Anstösse für religionsrechtliche 
und religionspolitische Diskussionen in unterschiedlichen Kontexten ge-
ben kann. 

 
Luzern/Freiburg, im Juni 2020 
Martin Baumann und Hansjörg Schmid (Projektleiter) 
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SJKR /ASDE Beiheft 7 (2020), S. 13–28 

Staat und Religion im Kanton Zürich  
Eine Orientierung* 

I. Anlass 

Im Politikbereich «Gesellschaft und soziale Sicherheit» beauftragt der Re-
gierungsrat in den Richtlinien der Regierungspolitik 2015–2019 die Direk-
tion der Justiz und des Innern, ein Leitbild zum Verhältnis von Staat und 
Religion zu erarbeiten. Er will im Umgang mit Glaubensgemeinschaften 
über eine einheitliche und klare Haltung verfügen. 

Folgende Parameter veranlassen den Regierungsrat zum Erlass des Do-
kuments und bestimmen dessen Rahmen: 
– Religion war seit je ein wichtiges Element des gesellschaftlichen Zu-

sammenlebens, das dieses im Negativen sowie im Positiven mitbe-
stimmt. Stets stellte die Religion auch eine Ressource dar, die den ge-
sellschaftlichen Zusammenhalt stärkte. Das Religiöse ist daher aus 
staatlicher Sicht von grossem Interesse. 

– Seit einiger Zeit manifestieren sich im Bereich der Religion starke Ver-
änderungen, vor allem in Form der Pluralisierung. Gehörten einst fast 
alle Bürgerinnen und Bürger einer der grossen christlichen Kirchen an, 
sinkt dieser Anteil unterdessen stetig. Im Zunehmen begriffen sind 
demgegenüber Gruppen wie die Angehörigen islamischer Glaubensge-
meinschaften, weiterer christlicher Glaubensgemeinschaften – wie na-
mentlich christlich-orthodoxer Gemeinschaften – sowie die Anzahl der 
Personen ohne Religionszugehörigkeit. 

– Der Staat hat sich auf die neue, pluralistischere Gestalt des Religiösen 
einzustellen. Es stellt sich die Frage, ob und in welcher Form die Reli-
gion auch in Zukunft die gesellschaftlichen Grundlagen mitprägen 
kann. Das verlangt nach einer grundsätzlichen Reflexion und Verstän-
digung über das Verhältnis zwischen Staat und Religion. 

 
* Abdruck mit freundlicher Genehmigung der Direktion der Justiz und des Innern 

des Kantons Zürich. Fundstelle des Dokumentes im Internet: https://www.zh.ch/ 
content/dam/zhweb/bilder-dokumente/themen/sport-kultur/religion/StaatundReli-
gion.pdf (19. September 2020). 

https://www.zh.ch/content/dam/zhweb/bilder-dokumente/themen/sport-kultur/religion/StaatundReligion.pdf
https://www.zh.ch/content/dam/zhweb/bilder-dokumente/themen/sport-kultur/religion/StaatundReligion.pdf
https://www.zh.ch/content/dam/zhweb/bilder-dokumente/themen/sport-kultur/religion/StaatundReligion.pdf
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Nach Darlegung der Zielsetzung (Ziff. II) folgt eine kurze historische Ein-
ordnung (III). Im Anschluss werden sieben Leitsätze präsentiert, die je-
weils von kurzen Erläuterungen begleitet werden (IV). 

II. Zielsetzung 

Ziel des Regierungsrats ist es, mit dem vorliegenden Dokument eine offene 
und tabufreie Debatte über das Verhältnis zwischen Staat und Religion zu 
lancieren, bei der er mit einer eigenen Haltung für sein Handeln in seinem 
eigenen Tätigkeitsbereich Orientierungspunkte setzen kann. 
– Die Regelung des Verhältnisses zwischen Kirche und Staat ist nach der 

Bundesverfassung Sache der Kantone. Die Kantonsverfassung be-
stimmt den Regierungsrat zur obersten leitenden und vollziehenden 
Behörde des Kantons. Kantonsverfassung und Gesetze bestimmen den 
Rahmen des Handelns des Regierungsrates im Bereich der Religions-
fragen. Zu nennen sind insbesondere die Bestimmungen der Kantons-
verfassung über die öffentlich-rechtlich anerkannten Religionsgemein-
schaften (Art. 130 f. KV), das Kirchengesetz vom 9. Juli 2007 
(LS 180.1) und das Gesetz über die anerkannten jüdischen Gemeinden 
vom 9. Juli 2007 (LS 184.1). Diese rechtliche Rahmenordnung lässt 
dem Regierungsrat in Bezug auf die Regelung des Verhältnisses zu den 
Religionsgemeinschaften Handlungsspielraum. Mit dem vorliegenden 
Dokument soll geklärt werden, woran sich der Regierungsrat dabei ori-
entiert. 

– Der Regierungsrat bringt mit dem Dokument gleichzeitig zum Aus-
druck, dass er eine offene Debatte zum Verhältnis zwischen Staat und 
Religion für wichtig und wünschbar hält. Die vielen Fragen, die sich 
aktuell in dieser Hinsicht stellen, sollen debattiert werden – man darf 
über Religion reden. Mit dem vorliegenden Positionspapier soll daher 
auch eine Grundlage für diese Debatten gelegt werden. In dieser Hin-
sicht richtet sich das Dokument namentlich auch an den Kantonsrat. 
Als Impuls für zukünftige Debatten soll dem Gesetzgeber die Sicht-
weise des Regierungsrates dargelegt werden. Der Text hat nicht den 
Charakter einer verbindlichen Vorgabe, sondern einer Diskussions-
grundlage. Um diesen offenen und diskursiven Charakter zu unterstrei-
chen, wird statt des Begriffs des Leitbildes (der in den Richtlinien der Re-
gierungspolitik enthalten war) der Begriff der Orientierung verwendet. 
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III. Historische Einordnung 

1. Glaubensfreiheit im Rahmen relativer Homogenität 

Die Geschichte der westlichen Gesellschaften ist geprägt durch das Gegen-
über von Staat und Kirche. Seit das Christentum in der Spätzeit des Römi-
schen Reiches zur vorherrschenden religiösen Kraft wurde, standen sich 
diese Ordnungen als die beiden mächtigsten gesellschaftlichen Potenzen 
gegenüber. Sie befruchteten, bekämpften und begrenzten sich: Die Kirche 
wies religiöse Ansprüche des Staats zurück, so wie der Staat weltliche und 
machtpolitische Ambitionen der Kirche eindämmte. 

Im Mittelalter standen Kirche und Politik, Kaiser und Papst gemeinsam 
in einer Gesamtordnung, die religiös mitgeprägt war. Mit dem Übergang 
zur Neuzeit wurde die individuelle Freiheit des Glaubens stärker hervorge-
hoben. Die Reformation stellte den persönlichen Glauben ins Zentrum. Sie 
bedeutete eine Einladung an den Einzelnen, selbst über religiöse Fragen 
nachzudenken und eine eigene religiöse Position zu finden (besonders 
durch die Lektüre der Bibel). So stärkte die Reformation die Selbstverant-
wortung, die Selbstvergewisserung sowie eine Kultur der individuellen 
Freiheit. 

Auf einer realpolitischen Ebene führte die Reformationsbewegung frei-
lich oft zu einer engen Verbindung von staatlicher und kirchlicher Macht. 
In den protestantischen Fürstentümern Europas entstanden eigentliche 
Staatskirchen. Nach dem Prinzip «cuius regio eius religio» bestimmte die 
weltliche Herrschaft auch über die kirchlichen Verhältnisse. Die Möglich-
keit, einen Glauben frei auszuüben, war lange auf die Angehörigen der je-
weiligen Mehrheitskonfession beschränkt. 

Das änderte sich mit der Aufklärungsbewegung. Im späten 18. Jahrhun-
dert kommt es zu einem geistig-ideellen Umbruch, in dessen Zusammen-
hang unter anderem die Menschenrechte verankert werden. Zunächst in 
den Vereinigten Staaten von Amerika realisiert, setzt sich die Menschen-
rechtsidee auch in Europa durch. Sie ist nicht gegen die Religion gerichtet, 
sondern besonders in den USA ein Ausdruck des Verlangens der Siedler 
nach einer freien Ausübung ihres Glaubens. Die Religionsfreiheit ist daher 
ein zentrales Menschenrecht, das die Bewegung von Anfang an trug und 
mitbestimmte. 

In der Schweiz wurde die Religionsfreiheit zum ersten Mal in der – fran-
zösisch geprägten – Helvetischen Verfassung von 1798 garantiert, die sich 
insoweit an der Französischen Menschenrechtserklärung orientierte. Schon 
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mit der zweiten Helvetischen Verfassung von 1802 wurde die Glaubens-
freiheit jedoch wieder stärker relativiert, indem die katholische und die 
evangelisch-reformierte Konfession zu Staatsreligionen erklärt wurden. 
Nach der Helvetik verschwand die Religionsfreiheit zunächst wieder aus 
den Verfassungen. Die Mediationsakte von 1803 sah keine Religionsfrei-
heit vor und überliess die kirchlichen Angelegenheiten wieder den Kanto-
nen. Diese kehrten zunächst zur alten Ordnung und zum Prinzip der Glau-
benseinheit zurück. 

Mit der Regeneration wurde der Grundrechtsschutz jedoch neu betont. 
Die freiheitlich-liberale Bewegung wandte sich gegen die alten Ordnun-
gen, pochte auf mehr Mitsprache und einen besseren Schutz des Einzelnen 
gegenüber der staatlichen Macht. In mehreren Kantonen wurden neue Ver-
fassungen erlassen und in diesem Kontext auch Grundrechte verankert. 
Auch die Glaubensfreiheit wurde nun vielerorts garantiert, freilich mit zeit-
typischen Vorbehalten. Beispielsweise wurden die Juden oft von diesem 
Recht ausgeschlossen. 

Bei der Schaffung des Bundesstaates 1848 konnte sich eine vollumfäng-
liche Religionsfreiheit zunächst nicht durchsetzen. In die erste Bundesver-
fassung wurde eine Garantie auf freie Ausübung des Gottesdienstes aufge-
nommen, die auf Angehörige der christlichen Konfessionen beschränkt 
war. Erst die totalrevidierte Verfassung von 1874 nahm eine Glaubens- und 
Gewissensfreiheit auf, die für alle Konfessionen galt. Indessen wurden un-
ter dem Einfluss des sogenannten Kulturkampfes einige Bestimmungen in 
die Verfassung aufgenommen, die sich speziell gegen die katholische Kir-
che wandten (unter anderem Genehmigungspflicht für die Errichtung von 
Bistümern, Verbot der Errichtung neuer Klöster oder religiöser Orden, Prä-
zisierung des bereits bestehenden Jesuitenverbots). 

Im Kanton Zürich gab es seit der Reformationszeit eine enge Verbindung 
zwischen Evangelisch-reformierter Kirche und Staat. Der Staat hatte mit 
der Reformierten Kirche «seine» Kirche, die wiederum auch öffentliche 
Aufgaben erfüllte. Der Zürcher Rat war von den Anfängen der Reformati-
onsbewegung an wesentlich an der Entwicklung im religiösen und kirchli-
chen Bereich beteiligt. Schon bei der Ersten Zürcher Disputation (1523) 
diskutierten nicht nur Geistliche, sondern auch Gelehrte und vornehme 
Bürger aus Zürich darüber, ob die neue Art von Zwinglis Predigt akzeptiert 
werden sollte. Über die Richtigkeit von Zwinglis Lehre wurde auf politi-
scher Ebene entschieden. Umgekehrt nahm Zwingli vor allem als Gutach-
ter starken Einfluss auf die Politik des Rates. 
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Die erste Zürcher Verfassung von 1831 brachte die besondere Stellung 
der reformierten Kirche zum Ausdruck, indem sie in Artikel 4 festhielt: 
«Die Glaubensfreyheit ist gewährleistet. Die christliche Religion nach dem 
evangelisch-reformirten Lehrbegriffe ist die vom Staate anerkannte Lan-
desreligion. Den gegenwärtig bestehenden katholischen Gemeinden sind 
ihre Religionsverhältnisse gewährleistet». 

Die enge Verbindung zwischen staatlichen und kirchlichen Behörden 
kam auch in Artikel 69 dieser Verfassung zum Ausdruck, der den Kirchen-
rat betraf und unter anderem besagte: «Die Aufsicht über das Kirchenwe-
sen ist einem Kirchenrathe übertragen. Derselbe besteht aus dem Antistes, 
als Präsidenten, und einer durch das Gesetz zu bestimmenden Zahl von 
Mitgliedern. Den Antistes wählt der Grosse Rat auf einen Dryervorschlag 
der Synode. Die Kirchenräthe werden theils unmittelbar von dem Grossen 
Rahte, theils von der Synode mit Vorbehalt der Bestätigung des Grossen 
Rathes, auf eine Dauer von sechs Jahren gewählt». 

Die Kirchgemeinden wurden in die staatliche Organisation der politi-
schen Gemeinden einbezogen. Sie wurden in ihrer Grundstruktur durch 
staatliches Recht organisiert. 

Somit bestand zwar seit dem 19. Jahrhundert in der Schweiz die Glau-
bens- und Gewissensfreiheit. Sie war aber keine Freiheit zu einem breit 
gefassten religiösen Pluralismus. Die Gesellschaft war christlich geprägt, 
in den jeweiligen Kantonen reformiert oder katholisch, teilweise paritä-
tisch. Das staatliche Handeln vollzog sich vor dem Hintergrund der selbst-
verständlichen Annahme, dass in den jeweiligen Gebieten die Mehrheits-
konfession praktiziert wurde. Mit gewissen Vorbehalten wurde die jewei-
lige christliche Minderheitskonfession akzeptiert, darüber hinaus aber war 
eine religiöse Pluralität faktisch noch nicht bedeutsam. 

2. Von der Homogenität zur Pluralität 

Über lange Zeit war die Bevölkerung im Kanton Zürich in religiöser Hin-
sicht relativ homogen. 1850 waren 97,7 Prozent der Zürcherinnen und Zür-
cher evangelisch-reformiert, nur 2,3 Prozent katholisch, andere Konfessi-
onen bestanden nicht. 1900 waren 80,1 Prozent der Bevölkerung refor-
miert, 18,7 Prozent katholisch und 1,1 Prozent Angehörige einer anderen 
Konfession. 1950 war immer noch die ganz überwiegende Mehrheit der 
Bürgerinnen und Bürger Mitglied der Reformierten Kirche (72,1 Prozent; 
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gegenüber 24,9 Prozent Katholiken). Weiterhin kamen Religionen aus-
serhalb der beiden grossen Konfessionen praktisch nicht vor. 

Besonders aufgrund der Zuwanderung ausländischer Arbeitskräfte – 
viele davon aus dem katholisch geprägten Italien – veränderte sich die Si-
tuation im weiteren Verlauf des 20. Jahrhunderts. Zunächst nahm der An-
teil der Katholikinnen und Katholiken zu, vor allem im Lauf der 1990er-
Jahre stieg auch der Prozentsatz der Angehörigen anderer Konfessionen. 

 
 Evangelisch- 

reformiert 
Römisch- 
katholisch 

Andere/Keine/  
Ohne Angabe 

1970 58,1% 35,9% 6,0% 

1980 54,6% 34,9% 10,6% 

1990 47,9% 35,1% 17,0% 

2000 40,5% 31,2% 28,3% 

2010 33,9% 27,9% 38,2% 
Statistisches Amt des Kantons Zürich (1970–2000 Volkszählungen harmoni-
siert, Bundesamt für Statistik; 2010 Strukturerhebung, Bundesamt für Statis-
tik, eigene Bearbeitung) 

Die staatliche Gesetzgebung reagierte auf diese Entwicklung in einem ers-
ten Schritt so, dass sie die katholische Konfession der evangelisch-refor-
mierten gleichstellte. Im Jahr 1963 wurden die Römisch-katholische Kör-
perschaft sowie die Christkatholische Kirchgemeinde öffentlich-rechtlich 
anerkannt und ein Gesetz über das katholische Kirchenwesen geschaffen. 
Zugleich wurde die Evangelisch-reformierte Landeskirche anerkannt und 
auch für sie ein Gesetz erlassen. Der innerchristliche Pluralismus konnte 
so rechtlich verarbeitet werden. Dies wurde vor allem dadurch erleichtert, 
dass die katholische Kirche von ähnlichen institutionellen und hierarchi-
schen Mustern ausgeht wie die reformierte. 

Sehr viel schwieriger gestaltet sich die rechtliche und politische Verar-
beitung des neuen Pluralismus, der über die christlichen Konfessionen hin-
ausgeht und besonders ab den 1990er-Jahren aktuell wurde (teilweise in-
folge der Balkan-Kriege). Im Jahr 2003 erfolgte ein Versuch, mit drei Vor-
lagen das Verhältnis von Staat und Kirche neu zu regeln (Verfassungsän-
derung, Kirchengesetz, Anerkennungsgesetz). Alle drei Vorlagen wurden 
in der Volksabstimmung abgelehnt. 
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Das erforderte eine Neuorientierung. Im Zuge der Totalrevision der Kan-
tonsverfassung erfolgte 2005 die Anerkennung zweier jüdischer Gemein-
schaften. Diese sind nicht als Körperschaften des öffentlichen Rechts, son-
dern als privatrechtliche Vereinigungen anerkannt. Die Anerkennung der 
jüdischen Gemeinden ist vor dem Hintergrund einer schon sehr langen Prä-
senz des Judentums im Kanton Zürich zu sehen. Auch Schritte der offizi-
ellen Akzeptanz erfolgten in Hinsicht auf diese Glaubensgemeinschaft 
früh. Insbesondere wurde schon 1862 ein «Gesetz betreffend die Rechts-
verhältnisse der Juden» erlassen, das alle Beschränkungen in Bezug auf 
Verkehr und Niederlassung aufhob. Die Anerkennung zweier jüdischer 
Gemeinschaften bedeutete somit keine Reaktion auf einen neuen Pluralis-
mus, sondern die Anerkennung einer seit Langem etablierten und akzep-
tierten Glaubensgemeinschaft. 

Die Totalrevision der Kantonsverfassung 2005 bot auch in anderer Hin-
sicht Anlass, über den Bezug zum Religiösen und das Verhältnis von Staat 
und Religion zu diskutieren. So wurde mit der Formulierung «in Verant-
wortung gegenüber der Schöpfung» in der Präambel der neuen Verfassung 
ein indirekter Bezug zu religiösen Grundlagen des Gemeinwesens herge-
stellt. Zudem wurde ein Artikel in die Verfassung aufgenommen, dem zu-
folge Kanton und Gemeinden günstige Voraussetzungen für den Dialog 
zwischen Kulturen, Weltanschauungen und Religionen schaffen. 

Auf der Grundlage der neuen Verfassung wurde 2007 ein neues Kirchen-
gesetz erlassen, das den Rahmen für die drei anerkannten Körperschaften 
bildet. Diese legen die Einzelheiten ihrer Organisation in ihren jeweiligen 
Kirchenordnungen fest. Die Autonomie der anerkannten Körperschaften 
wurde damit gestärkt. 

Ungeregelt blieb hingegen der Umgang mit anderen Religionsgemein-
schaften (wie namentlich den muslimischen oder den christlich-orthodo-
xen). Die rechtlichen Formen, in denen sich die Interaktion mit den Reli-
gionsgemeinschaften vollziehen, die im Zuge der gesellschaftlichen Plura-
lisierung an Bedeutung gewonnen haben, sind noch zu finden. Mit den ge-
gebenen Mitteln des Vereinsrechts lassen sich die besonderen Umstände 
und Bedürfnisse grosser Religionsgemeinschaften nicht immer befriedi-
gend erfassen. 

Das vorliegende Dokument ermöglicht es, die gesellschaftliche Entwick-
lung im Kontext des Verhältnisses zwischen Staat und Religion zu reflek-
tieren. Gerade die religiösen Gegebenheiten in der Gesellschaft ändern sich 
mit hoher Dynamik. Zu erwähnen sind in dieser Hinsicht nicht nur neue, 
noch wenig etablierte Religionsgemeinschaften, sondern auch die stark 
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wachsende Zahl der Konfessionslosen. Das Wachsen dieser Gruppe deutet 
auf einen Verlust institutioneller Bindung und einen Formwandel des reli-
giösen Lebens hin, in dem sich nicht nur die religiösen Überzeugungen 
selbst, sondern auch die Art und Weise, wie ihnen nachgelebt wird, verän-
dern und vielfältiger werden. 

Das zürcherische Religionsrecht steht von seiner Grundstruktur her wei-
terhin auf den Grundlagen der 1960er-Jahre, als die katholische Konfession 
der reformierten gleichgestellt wurde. Auf die seither erfolgten Verände-
rungen hat es im Grunde noch nicht reagiert. Zum einen fehlen Verfahren 
und Prozesse für die Einbeziehung weiterer Religionsgemeinschaften in 
das System der öffentlich-rechtlichen Anerkennung. Zum andern gibt es 
auch keine verbindlichen Kriterien dafür, wann eine Religionsgemein-
schaft zum politischen Prozess zugelassen wird, und es fehlen schliesslich 
auch Anhaltspunkte für einen institutionalisierten Umgang des Staats mit 
Religionsgemeinschaften überhaupt. Die Folge sind Unsicherheit und Un-
klarheit für alle Beteiligten. 

In dieser Situation sollen Instrumente gesucht werden, die den aktuellen 
Gegebenheiten gerecht werden. Anzustreben ist ein schrittweises Vorge-
hen, bei dem Erfahrungen gesammelt und breit akzeptierte Lösungen erar-
beitet werden. Die vorliegende Orientierung möchte in diesem Prozess eine 
Hilfe darstellen und Grundlagen für weitere Schritte schaffen. 

IV. Leitsätze 

1. Teil. Gesellschaft und Religion 

1. Religiöse Überzeugungen bilden eine wichtige Grundlage des 
gesellschaftlichen Zusammenlebens. 

Die Verfassung des Kantons Zürich bringt zum Ausdruck, dass der Reli-
gion aus staatlicher Sicht ein wichtiger Stellenwert zukommt. In der Prä-
ambel steht, dass das Volk des Kantons Zürich «in Verantwortung gegen-
über der Schöpfung» handelt. Damit ist indirekt auch ein Bezug zum 
Schöpfer hergestellt. Sodann finden sich im Kapitel «Kirchen und weitere 
Religionsgemeinschaften» zwei Artikel zu den anerkannten kirchlichen 
Körperschaften und Religionsgemeinschaften, die deren Bedeutung her-


